
Beschlüsse des EZB-Rats 
(ohne Zinsbeschlüsse)
Zahlungsverkehr und Marktinfrastruk-
tur: Am 7. August 2009 billigte der EZB-
Rat einen Bericht über die Beurteilung al­
ler Wertpapierabwicklungssysteme und der 
Verbindungen, die derzeit für die Besiche­
rung von Kreditgeschäften des Eurosys­
tems verwendet werden. Eine Pressemittei­
lung sowie aktualisierte Verzeichnisse der 
Wertpapierabwicklungssysteme und der 
direkten und indirekten Verbindungen zwi­
schen Wertpapierabwicklungssystemen, die 
für Kreditgeschäfte des Eurosystems zuge­
lassen sind, wurden am 14. August 2009 
auf der Website der EZB veröffentlicht. 

Am 3. September 2009 billigte der EZB-Rat 
den Beitrag des Eurosystems zur Konsulta­
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Die Leitlinie wird im Amtsblatt der EU und 
auf der Website der EZB veröffentlicht. 

Finanzstabilität und Aufsichtsfragen: Am 
27. August 2009 stimmte der EZB-Rat der 
Veröffentlichung eines vom Ausschuss für 
Bankenaufsicht (Banking Supervision Com­
mittee, BSC) verfassten Berichts über 
Kreditausfallswaps (Credit Default Swaps, 
CDS) und Kontrahentenrisiken zu. Darin 
werden zunächst die wichtigsten Merk­
male des CDS-Marktes in der EU, die im 
Hinblick auf die Finanzstabilität besonde­
rer Aufmerksamkeit bedürfen, beleuchtet. 
Anschließend werden die Quellen von Kon­
trahentenrisiken und die damit zusammen­
hängenden Herausforderungen auf EU-
Ebene beurteilt. Abschließend folgt ein 
Überblick über die bereits ergriffenen 
regulatorischen Maßnahmen und Markt­
initiativen zur Beseitigung der offenge­
legten Schwachstellen. 

Am 27. August 2009 stimmte der EZB-Rat 
der Veröffentlichung des vom BSC ver­
fassten Berichts über die Stabilität des 
Bankensektors in der EU (EU Banking Sec­
tor Stability) zu. Der Bericht untersucht die 
Finanzlage des gesamten Bankensystems in 
der EU im Jahr 2008 und von Großbanken 
in der EU im ersten Quartal 2009. Er ent­
hält außerdem eine Analyse der Haupt­
risiken, mit denen die Aussichten für den 
EU-Bankensektor behaftet sind. Hierbei 
wurde auf eine Vielzahl von makropruden­
ziellen Indikatoren und Marktindikatoren 
zurückgegriffen. Beide letztgenannten Be­
richte wurden Ende August 2009 auf der 
Website der EZB veröffentlicht. 

Stellungnahme zu Rechtsvorschriften: 
Am 10. August 2009 verabschiedete der 
EZB-Rat auf Ersuchen der lettischen Fi­
nanz- und Kapitalmarktkommission eine 
Stellungnahme zur Stärkung von Verfah­
ren im Hinblick auf Lösungsstrategien für 
Banken (CON/2009/65). Drei Tage zuvor 
billigte der Rat auf Ersuchen des finnischen 
Finanzministeriums eine Stellungnahme 
zur Änderung des rechtlichen Rahmens für 
Clearing-Geschäfte (CON/2009/66). Auf 
Ersuchen des polnischen Finanzministers 
verabschiedete der Rat am 20. August 
2009 eine Stellungnahme zu einer Erwei­
terung der Berechtigung der Narodowy 
Bank Polski zum Wertpapierhandel 
(CON/2009/67). 

Am 31. August 2009 billigte der EZB-Rat 
auf Ersuchen des irischen Finanzministers 

eine Stellungnahme zur Errichtung der 
National Asset Management Agency (CON/ 
2009/68). Einen Tag später befasste sich 
der Rat auf Ersuchen des italienischen 
Wirtschafts- und Finanzministeriums eine 
Stellungnahme zur Verzinsung des Staats­
kontos bei der Banca d’Italia (CON/ 
2009/69). Am 14. September 2009 verab­
schiedete der EZB-Rat auf Ersuchen des 
spanischen Staatssekretärs für Wirtschaft 
eine Stellungnahme zu den die Banco de 
España betreffenden Bestimmungen zur 
Verhinderung von Geldwäsche und Terro­
rismusfinanzierung (CON/2009/70). 

Ebenfalls gebilligt wurde an diesem Tag 
auf Ersuchen des tschechischen Ministeri­
ums für Industrie und Handel eine Stel­
lungnahme zu den Aufsichtsaufgaben der 
Ceská národní banka hinsichtlich Ver­
braucherkrediten (CON/2009/71). Und am 
15. September 2009 verabschiedete der 
EZB-Rat auf Ersuchen des rumänischen 
Finanzministeriums eine Stellungnahme  
zu Zahlungsverkehrsdienstleistungen (CON/ 
2009/72). Alle acht letztgenannten Stel­
lungnahmen sind auf der Website der EZB 
abrufbar. 

Internationale und europäische Zusam-
menarbeit: Am 7. August 2009 gaben die 
EZB und die 16 nationalen Zentralbanken 
des Euro-Währungsgebiets in Zusammen­
arbeit mit der Sveriges Riksbank und der 
Schweizerischen Nationalbank eine ge­
meinsame Erklärung ab, in der sie sich dazu 
verpflichteten, die bereits beschlossenen 
beziehungsweise noch zu beschließenden 
Goldverkäufe innerhalb eines Zeitraums 
von fünf Jahren (beginnend am 27. Sep­
tember 2009) im Rahmen eines abge­
stimmten Programms zu tätigen. Dieses 
erneuerte Abkommen folgt unmittelbar 
auf die vorherige fünfjährige Vereinba­
rung, die am 27. September 2004 in Kraft 
getreten war. Die diesbezügliche Presse­
mitteilung ist auf der Website der EZB ab­
rufbar.

Zugang von KMUs zu 
Finanzmitteln
Die Europäische Zentralbank (EZB) hat 
Ende September einen Bericht über die Er­
gebnisse einer neuen Umfrage zum Zugang 
der Unternehmen zu Finanzmitteln. Die 
Befragung wurde zwischen dem 17. Juni 

und dem 23. Juli 2009 in Zusammenarbeit 
mit der Europäischen Kommission durch­
geführt und umfasste 6 000 kleine und 
mittlere Unternehmen (KMUs) sowie Groß­
unternehmen im Euro-Währungsgebiet. 
Sie liefert Angaben über die Finanzierungs­
bedingungen von KMUs im Vergleich zu 
großen Unternehmen in der ersten Jahres­
hälfte 2009. 

Da diese Erhebung zum ersten Mal durch­
geführt wurde, rät die EZB zur Vorsicht bei 
der Interpretation der Ergebnisse. Von den 
KMUs, die im ersten Halbjahr 2009 Bank­
kredite beantragten, haben der Umfrage 
zufolge 77 Prozent den gewünschten  
Kreditbetrag ganz oder teilweise erhalten, 
wohingegen zwölf Prozent der befragten 
Unternehmen kein Kredit bewilligt wurde. 

Was die Veränderungen hinsichtlich des 
Zugangs zu Bankkrediten nach Einschät­
zung der Umfrageteilnehmer betrifft, so 
meldeten per saldo 33 Prozent der KMUs 
im Euro-Währungsgebiet eine Verschlech­
terung. Bei der Frage nach den wichtigsten 
Gründen für ihre Beurteilung wies ein er­
heblicher Teil der KMUs im Euroraum (54 
Prozent der Befragten) auf die schlech­
teren Wirtschaftsaussichten, die gestie­
genen Kosten ohne Zinskosten (33 Prozent) 
und die höheren Sicherheitenanforde­
rungen hin (32 Prozent).

Mit Blick auf die kommenden sechs Mo­
nate ging die Mehrheit der KMUs Mitte 
2009 davon aus, dass ihre Finanzierungs­
möglichkeiten weitgehend unverändert 
bleiben dürften. Dabei war der Anteil der 
KMUs, die eine Verschlechterung ihres Zu­
gangs zu Finanzmitteln erwarten, gering­
fügig größer als der Anteil derjenigen, die 
von einer Verbesserung ausgehen. 

Die EZB will diese Umfrage künftig in 
Teilen halbjährlich durchführen, um die 
jüngste Entwicklung der Finanzierungsbe­
dingungen von Unternehmen im Euro-
Währungsgebiet beurteilen zu können. 
Eine umfassendere Erhebung soll alle zwei 
Jahre in Zusammenarbeit mit der Europä­
ischen Kommission durchgeführt werden. 
Der Bericht über die Ergebnisse der Um­
frage für den Euroraum sowie detaillierte 
statistische Tabellen mit zusätzlichen Auf­
gliederungen finden sich auf der Website 
der EZB. Ein entsprechender Bericht für die 
Europäische Union steht auf der Website 
der Europäischen Kommission zur Ver­
fügung.


